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Laufendes Protokoll Nr.: 02 

 

Protokoll vom: 22.02.2024 
Ort: Treffpunkt Freizeit, Am Neuen Garten 64 
14469 Potsdam 
Zeit: 18:00 – 20:30 Uhr 

Anlass: 02. Sitzung des Potsdamer Beteiligungsrates 2024  

Anwesende:  

Bürger/innen:   Verwaltung:   SVV:   

Andrey Babeyko       Uwe Fröhlich 
Dr. Reinhart Binder 
Daniel Frieß  
Freda von Heyden-Hendricks  
Christine Jonas  

Dr. Antje Jordan  
Prof. Dr. Heinz Kleger  
Antje Knorr 
Günter zur Nieden 
Moritz Rütenik 

Franziska Wilke 

 

Gäste:    .   Moderation: Nicolas Bach (nexus Institut) 
André Mazloumian, LHP, WerkStadt für Beteiligung (WfB) 
Thomas Geisler, mitMachen e. V., WerkStadt für Beteiligung (WfB) 

Abwesende (e = entschuldigt): 

Sabine Albrecht (e), Stefanie Buhr, (e), Nico Marquardt (e), Nadine Neidel (e), Kay Oberstädt 
(e), Anke Samuelson (e) 

TOP 

1. Begrüßung 

2. Diskussion und Vorbereitung der Stellungnahme zur Einführung von Bürgerräten in der 
LHP 

3. Aktuelles – Bericht aus den AGs und von anderen Aktivitäten 
4. Sonstiges 
5. Organisatorisches 

Anhänge 

a. Wichtige Punkte für die Besprechung der Stellungnahme zur Einführung von 
Bürgerräten 

b. Bericht im Ausschuss PTD 
c. Prozessmonitor 
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1 Begrüßung; TOPs 

Herr Bach eröffnet die Sitzung des Beteiligungsrates (BR), begrüßt alle anwesenden Mitglieder 
und Gäste und stellt die Tagesordnung vor, die von den anwesenden Mitgliedern 
angenommen wird.  

Des Weiteren stellt sich zu Beginn der Sitzung Moritz Rütenik als neues Mitglied des 
Beteiligungsrats vor. Er hat den Jugendsitz inne. Herr Rütenik wurde von den Mitgliedern 
herzlich willkommen geheißen.  

2 Diskussion und Vorbereitung der Stellungnahme zur Einführung von 

Bürgerräten in der LHP 

Herr Kleger und Frau Samuelson haben auf Grundlage des Austauschs mit Frau Arasin in der 
Januar-Sitzung des Beteiligungsrats die wichtigsten Punkte für eine Stellungnahme zur 
Einführung von Bürgerräten in der LHP zusammengestellt (s. Anhang). Da nicht alle 10 
inhaltliche Punkte des Dokuments besprochen werden konnten, fand zu Beginn des TOPs 
eine Priorisierung mit Klebepunkten statt. Dabei wurde für die folgenden drei Themen 
besonderer Gesprächsbedarf festgestellt:  

- Initiativrecht des Beteiligungsrats 
- Bereitstellung von Ressourcen 
- Verbindlichkeit der Empfehlungen 

Im Folgenden wird auf die oben genannten Punkte genauer eingegangen. 

2.1 Initiativrecht des BR 

Das Treffen mit Frau Arasin wurde deutlich, dass derzeit zwei Ideen für die Einbindung des 
BR in die Themensetzung für zukünftige Bürgerräte angedacht sind: In der ersten Variante, 
hat der BR ein Initiativrecht und kann die Durchführung von Bürgerräten zu einem Thema 
vorschlagen. In der zweiten, weniger starken Variante nimmt der Bürgerrat eine beratende 
Funktion ein: Hier kommt die Initiative für einen Bürgerrat von der LHP und der BR gibt eine 
Einschätzung ab, ob das Thema für dieses Beteiligungsformat geeignet ist und welche 
Aspekte besonders berücksichtigt werden sollen. Das Initiativrecht bleibt in der zweiten 
Variante bei der Verwaltung und Politik.  

Der BR spricht sich für die zweite, beratende Variante aus, die durch ein Vorschlagsrecht 
ergänzt werden soll. Bei einer Initiative durch die LHP prüft der BR, ob das Thema für einen 
Bürgerrat geeignet ist und wie es sich in die bestehenden Rahmenbedingungen und 
Strukturen der LHP einpasst. Es ist denkbar, dass ein Mitglied des BR in einen Beirat zur 
Durchführung eines Bürgerrats entsendet wird, um auf eine hohe Beteiligungsqualität bei der 
Umsetzung von Bürgerräten sicherzustellen. Darüber hinaus hat der BR eine Vorschlagsrecht, 
d.h. er kann der LHP vorschlagen, einen Bürgerrat zu einem bestimmten Thema 
durchzuführen. Der Beschluss liegt aber weiterhin bei der Politik. Der BR soll in diesem 
Zusammenhang auch der Ansprechpartner für Initiativen sein, die eine Idee für einen Bürgerrat 
haben. Dadurch wird es möglich, dass Bürgerräte nicht nur durch die LHP, sondern auch durch 
die Potsdamer Zivilgesellschaft initiiert werden können. Das genaue Procedere für das 
Vorschlagsrecht muss noch in Detail ausgearbeitet werden, damit deutlich wird, wer in der 
Verwaltung und Politik die Ansprechpartner:innen des BR für die Initiative von Bürgerräten 
sind. Neben dem Prüf- und Vorschlagsrecht soll der BR zusätzlich den Umgang mit den 
Ergebnisse aus stattgefundenen Bürgerräten übernehmen.  
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2.2 Bereitstellung von Ressourcen 

Die Erfahrung zeigt, dass Bürgerräte eines der teuersten Beteiligungsverfahren sind. Dies liegt 
unter anderem daran, dass sowohl die Einbindung externer Dienstleister für die Durchführung 
(Vorbereitung, Moderation und Auswertung) als auch verschiedener Expert:innen für die 
Information der teilnehmenden Bürger:innen notwendig ist. Des Weiteren erhalten die 
Teilnehmenden eines Bürgerrats einen Aufwandsentschädigung. Diese Kosten sind 
notwendig, um einen erfolgreichen Bürgerrat durchzuführen und müssen deshalb in der 
mittelfristigen Finanz- und Haushaltsplanung der LHP eingeplant und eingestellt werden.  

2.3 Verbindlichkeit der Empfehlungen 

Die Empfehlungen des Bürgerrats sollen öffentlich bekannt gemacht werden. Für eine 
erfolgreiche Einbindung von Bürgerräten in Potsdam ist es wichtig, dass die Ergebnisse aus 
diesen Beteiligungsprozessen in die Potsdamer Politik einfließen und von ihr berücksichtigt 
werden. Deshalb ist es notwendig, dass die SVV sich regelhaft mit den Ergebnissen eines 
Bürgerrats befasst. Der BR macht deutlich, dass dies eine zusätzliche Belastung für die 
Abgeordneten der SVV bedeutet. Es ist wünschenswert, dass mindestens die Mitglieder des 
Bürgerrats eine Rückmeldung zum Umgang mit den Ergebnissen bzw. den Stand der 
Umsetzung eines Vorhabens erhalten. Die Rückmeldung sollte möglichst innerhalb einer noch 
festzulegenden Frist erfolgen.  

2.4 Weitere Anmerkungen 

Aufgrund der Ähnlichkeit des Begriffs Bürgerrat mit dem Beteiligungsrat sollte der Name 
überdacht werden. In Baden-Württemberg werden Bürgerräte als Bürgerforen bezeichnet. 
Dies ist eine denkbare Alternative, um mögliche Verwechslungen zu vermeiden.  

Als Wertschätzung der Arbeit der Teilnehmenden eines Bürgerrats sollen sie neben einer 
Aufwandsentschädigung auch eine Teilnahmeurkunde erhalten. 

3 Aktuelles 

3.1 Prozessmonitor 

Schlaatz 2030: Die Mitglieder des BR informieren sich über den Stand des Prozesses im 
Schlaatz. Dort herrscht derzeit eine unübersichtliche Gemengelage von verschiedenen 
Gremien mit ähnlichen Zuständigkeiten. Zum einen gibt es den Stadtteilrat, der bereits seit 
längerem existiert und aus Vertreter:innen verschiedener Gremien und Organisationen vor Ort 
besteht. Seit neuestem gibt es eine Interessenvertretung der Anwohner:innen des Schlaatz, 
die ihre Perspektive in die Entwicklung des Schlaatz einbringen sollen und sich bereits zweimal 
getroffen haben. Im ersten Treffen stand das wechselseitige Kennenlernen im Vordergrund. 
Im zweiten Treffen wurde die Grundlagen für die Arbeit des Gremiums gelegt und über den 
Zweck der Zusammenarbeit gesprochen. Dieser Austausch bildet die Grundlage für den ersten 
Entwurf einer Geschäftsordnung der Interessenvertretung. Derzeit wird überlegt, wie die 
Zusammenarbeit der Interessenvertretung mit dem Stadtteilrat aussehen kann. Es ist unter 
anderem angedacht, dass es im Stadtteilrat einen Sitz für eine Vertreter:in aus der 
Interessenvertretung geben soll. 

Kulturpolitische Strategie der LHP: Die Mitglieder des BR merken an, dass der Prozess nicht 
ruht, sondern seit Dezember 2023 wieder aktiv ist. Aktuell wird am finalen Ergebnispapier 
gearbeitet, dass am 06. März 2024 in der SVV vorgestellt und anschließend an die Ausschüsse 
überwiesen werden soll.  
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3.2 Bericht aus dem Ausschuss PTD 

Der Ausschuss PTD hat in seiner letzten Sitzung kontrovers über die Einführung von 
Stadtteilräten in Potsdam diskutiert. Die Tendenz ist, sich gegen die Einführung von 
Stadtteilräten auszusprechen und stattdessen die Bildung von losen Beteiligungsstrukturen 
anzustreben, die einem Bürgerrat entsprechen. Diese sollen sich für einen begrenzten 
Zeitraum mit einem Thema im Stadtteil intensiv auseinandersetzen. Der Ausschuss PTD hat 
jedoch keinen entsprechenden Beschluss gefasst, um eine Entscheidung im Hauptausschuss 
nicht vorwegzunehmen.  

Frau Jordan stellte im Ausschuss die Idee einer Wahlveranstaltung zur Stärkung der 
Wahlbeteiligung vor. Der Vorschlag wurde von den Ausschussmitgliedern eher skeptisch 
aufgenommen.  

Als weiteren Punkt hat Herr Keppner über das Smart City Projekt berichtet. Die Phase 1 ist 
nun abgeschlossen. Als weitere Aktivität des Smart City Projekts ist die Erstellung eines 
Beteiligungsatlanten geplant, der einen Überblick über die Beteiligungsmöglichkeiten in 
Potsdam enthält. Es wäre sinnvoll, wenn sich der BR in die Entwicklung des Atlanten einbringt.  

Zur digitalen Vernetzung der Beiräte der LHP gibt es nichts Neues. Das Entwicklung der 
angekündigten digitalen Plattform zur Vernetzung verzögert sich.  

Die Nutzung von Künstlicher Intelligenz war ein weiteres großes Thema, über das im PTD 
gesprochen wurde. Hierüber kann Antje Samuelson als Mitglied im Digitalisierungsrat ggf. in 
der nächsten Sitzung des BR mehr berichten.  

3.3 Bericht: Diskussion der Stadtteilräte im Hauptausschuss 

Ausgangslage: Frau Arasin hatte die Aufgabe, sich Gedanken zur Stadtstruktur in Potsdam zu 
machen. Ergebnis ist der Vorschlag zur Einführung von Stadtteilräten, die sich an den 
Ortsbeiräten orientieren. Die Stadtteilräte sollen mit Vertreter:innen der Parteien besetzt sein. 
Die Koordination der Stadtteilräte soll über das Büro des Oberbürgermeisters erfolgen. In 
einigen Stadtteilen gibt es bereits Stadtteilräte, die sich auf eigene Initiative gegründet haben. 
Ziel ist die Entwicklung einer Struktur unterhalb der SVV. 

Die Diskussion im Hauptausschuss war parteiübergreifend sehr differenziert. Wie der 
Ausschuss PTD sprach sich auch der Hauptausschuss eher für eine lose Vertretung der 
Bürger:innen in den Stadtteilen aus, die selbst entscheiden sollen, mit welchen Themen sie 
sich beschäftigen wollen. Es herrschte allerdings eine Unsicherheit darüber, wie solche 
Strukturen von den Bürger:innen aufgegriffen und genutzt werden.  

OBM Schubert ist für seinen Initiative zur Einführung von Stadtteilräten angegriffen worden, 
weil sie über die Köpfe der Potsdamer Politik durchgesetzt werden soll. Das Konzept für die 
Stadtteilräte ist den Stadtverordneten erst eine Woche vor Sitzung des Hauptausschusses 
zugeschickt worden, so dass sie wenig Zeit zur Durchsicht hatten. Die Behandlung der 
Stadtteilräte in der SVV ist als eine erste Lesung zu verstehen. Die Vorlage des OBM wird nun 
weiter überarbeitet. Dies wäre eine Gelegenheit für den BR, sich ebenfalls in die Überarbeitung 
einzubringen. Thomas Geisler hat die Vorlage an alle Mitglieder des BR geschickt. Durch die 
Ablehnung durch den Hauptausschuss wird der Prozess der Verabschiedung mehr Zeit in 
Anspruch nehmen, sodass der BR sich damit ebenfalls befassen kann. 

In der Sitzung des Hauptausschusses sollte auch das digitale Handbuch für die Ortsbeiräte 
abgestimmt werden. Die Ortsbeiräte haben an der Sitzung des Hauptausschusses nicht 
teilgenommen, da das digitale Handbuch den Ortbeiräten nicht vorlag. In der Sitzung wurde 
es von der Verwaltung vorgestellt. Auch das digitale Handbuch entspricht noch nicht den 
Vorstellungen der Ausschussmitglieder und wird noch einmal überarbeitet.  
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3.4 Umfrage zum Bürgerhaushalt 

Frau Wilke informiert, dass die Umfrage zum Bürgerhaushalt nun veröffentlicht ist 
(https://buergerbeteiligung.potsdam.de/content/viele-buergerhinweise-zur-sicherung-des-
haushalts). Sie regt an, dass der BR sich in einer der folgenden Sitzungen intensiver mit den 
Ergebnisse aus der Umfrage beschäftigen sollte.  

3.5 Homepage des BR 

Der BR wünscht sich, dass auf der Homepage des BR als zusätzliche Information ergänzt 
wird, seit wann die Mitglieder Teil des Gremiums sind.  

3.6 Besuch aus Marokko 

In Marokko wird derzeit eine Verwaltungsstrukturreform durchgeführt, in der unter anderem 
die Beteiligung der Bürger:innen verbessert werden soll. Herr Kärsten vom mitMachen e.V. 
wurde aus diesem Grund nach Marokko eingeladen, um das Konzept des Beteiligungsrats 
dort vorzustellen. Diese Idee erhielt große Zuspruch, so dass sich inzwischen über 30 
Beteiligungsräte gegründet haben. Es ist ein Austausch zwischen den Beteiligungsräten 
angedacht. Vertreter:innen der marokkanischen Beteiligungsräte werden nach Potsdam 
kommen, um sich über die Arbeit des Potsdamer Beteiligungsrats zu informieren. Der BR 
schlägt vor, sie für die Sitzung des BR im Oktober einzuladen. Das Programm dieser Sitzung 
soll den Austausch in den Vordergrund stellen. Kay-Uwe Kärsten wird davor zur Vorbereitung 
eine Einführung in die marokkanischen Beteiligungsräte vorbereiten. 

4 Organisatorisches 

4.1 Wahlveranstaltung 

Der Termin für die Wahlveranstaltung des BR steht nun fest: Sie wird am 03.05.2024 ab 17.00 
Uhr stattfinden. 

4.2 Teilnahme von Herrn Fröhlich an zukünftigen Sitzungen des BR 

Herr Fröhlich kündigt an, dass er wegen des Wahlkampfes im April und Mai nicht an den 
Sitzungen des BR teilnehmen wird. Da sich mit der Wahl die Zusammensetzung der SVV 
ändert, ist noch unklar, ob Herr Fröhlich und Herr Marquardt nach der Wahl noch Mitglieder 
des BR sein werden. André Mazloumian klärt, wer bis zur Bestellung von neuen politischen 
Mitgliedern des BR durch die SVV die Politik im Gremium vertritt. 

4.3 Nächste Sitzungstermine in 2024 

Folgende Termine:  

Donnerstag, 21.03.2024 

Donnerstag, 18.04.2024 

Donnerstag, 16.05.2024 

Donnerstag, 13.06.2024,  

Donnerstag, 11.07.2024 

4.4 Themen für kommende Sitzungen 

 Wie bringt sich der BR in die Aktionen des Bündnisses Potsdam bekennt Farbe ein? 
(März Sitzung) 

 Wasserpatenschaften für Bäume 

 AG Smart City: Vorstellung der Umfrageergebnisse  

 Jörg Leben: Aktueller Stand des Projekts zur autoarmen Innenstadt Potsdam (Juni / 
Juli 2024) 
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 Austausch mit Vertreter:innen marokkanische Beteiligungsräte (Oktober 2024) 
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Anhang 

Punktesammlung zum Antwortschreiben zur Anfrage des OBM 

 

Der Oberbürgermeister wünscht sich vom Beteiligungsrat eine Einschätzung zur Einführung 
von Bürgerräten in Potsdam. Dies wird als Teil der Weiterentwicklung der Bürgerbeteiligung in 
Potsdam gesehen. Hier gilt insbesondere zu klären, ob Bürgerräte eine sinnvolle Ergänzung 
des bestehenden Beteiligungsangebots sind und wie sie in die bestehenden Strukturen 
eingebettet werden können.  

Zu der Einrichtung von Bürgerräten läuft parallel die Einrichtung von Stadtteilräten, die wie die 
Ortsbeiräten verantwortlich pro Stadtteil eingebunden werden sollen. Die Bürgerräte sind 
thematisch ausgerichtet und haben deshalb einen anderen Fokus. 

Darüber hinaus wird in 2024 eine Bürgerbeteiligungsplattform eingerichtet, die die Online-
Beteiligungsmöglichkeiten in Potsdam zu ausweiten soll.  

 

In der Landeshauptstadt Potsdam gibt es aktuell folgende Beiräte und Räte zur Vertretung der 
Interessen und Belange verschiedener gesellschaftlicher Gruppen, hinzu kommen die 
Ortsbeiräte: 

Beirat für Menschen mit Behinderung 

Beteiligungsrat  

Digitalisierungsrat 

Erinnerungskultur 

Gestaltungsrat  

Klimarat 

Migrantenbeirat 

Naturschutzbeirat 

Seniorenbeirat 

Wirtschaftsrat 

 

Das Ziel bzw. die Aufgabe des jeweiligen Beirats bzw. Rats ist es, Politik und Verwaltung zu 
beraten, Ideen zu sammeln und Impulse zu geben. Der gemeinsame Dialog der verschiedenen 
Akteure fördert Toleranz, Solidarität, Empathie, stärkt bürgerschaftliches und politisches 
Engagement und damit die Demokratie. 

 

Die Herausforderung ist es, aus der aktuellen Themenvielfalt in Politik und Verwaltung 
sinnvolle Bürgerbeteiligungsthemen und sinnvolle Verfahren zu identifizieren, zu installieren 
bzw. in die aktuelle Struktur einzubetten. Zwischen den aktuell bestehenden Beiräten und 
Räten fehlen schon jetzt teilweise Dialog als auch Wissenstransfer. Neue 
Beteiligungsformate dürfen diese Situation nicht weiter verschärfen.  
 
Es muss daher herausgearbeitet werden, wie Beteiligungsthemen ratsübergreifend aus den 
verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet werden und gemeinsam in den Dialog getreten 
werden kann, um aus den verschiedenen Perspektiven heraus Empfehlungen für Politik und 
Verwaltung zu formulieren:  
 
- Der Kern der Zusammenarbeit aller Räte sowie die Möglichkeit der Einflussnahme muss 
geklärt und definiert werden.  
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- Der generelle Umgang miteinander – und zwar alle Parteien aus Politik, Verwaltung, 
Ortsbeiräte, Stadtteilräte, Beiräte, Räte und Bürgerräte) ein gemeinsames Verständnis für 
die Zusammenarbeit erhalten und sich ein größeres Verständnis füreinander entwickelt.  
 
Hier kann der Beteiligungsrat Potsdam eine zentrale Rolle spielen. 

 

Auslastung der SVV / Umgang mit den Ergebnissen  

Die Ergebnisse auch der neu gegründeten Räte müssen in der SVV besprochen werden, die 
allerdings jetzt schon überlastet ist. Es ist also unklar, wie sie auch noch die Bearbeitung von 
weiteren Anfragen / Aufgaben übernehmen soll. Es muss deshalb aufgepasst werden, dass 
die Bürgerbeteiligung nicht zu einem „Mitmach-Theater“ verkommt. Deshalb ist die Einbettung 
neuer Formen der Beteiligung besonders wichtig. 

 

Initiativrecht 

Eine denkbare Möglichkeit ist zum Beispiel, dass der BR Bürgerräte einberufen kann. Oder es 
wird möglich, über die neue Online-Beteiligungsplattform per Abstimmung einen Bürgerrat 
einzuberufen, der dann vom BR geprüft würde. Bei einem positiven Bescheid ginge dann ein 
Auftrag zur Durchführung an die Verwaltung.  

Vorstellbar ist, dass dem BR ein Vorschlagsrecht für Bürgerräte eingeräumt wird. Der genaue 
Weg, wie das erfolgen soll, ist jedoch noch offen. 

 

Einbeziehung weitere Akteure 

All diese Aktivitäten sollen zusätzlich mit dem neuen PotsdamLab verschränkt werden, um 
neue agile Methoden zu berücksichtigen. Darüber hinaus soll auch die Wissenschaft (RIFS) 
eingebunden werden. Bisher sind wir aber noch sehr offen.  

  

Verortung / Legitimierung eines Bürgerrats 

Bürgerräte haben in der Regel eine:n Vorsitzende:n. Dies sollte ein:e Vertreter:in des 
Parlamentes oder der Gemeindevertretung sein. Die Verortung eines Bürgerrats ist deshalb 
sehr wichtig und muss geklärt werden, da sie dem Gremium Legitimation gibt. Das stellt sicher, 
dass das Gremium ernst genommen wird. 

 

Legitimation durch Auswahl der Teilnehmenden und Kompetenzaufbau 

 Der Vorteil von Bürgerräten gegenüber anderen Räten ist, dass durch das 
Losverfahren andere Bevölkerungsteile erreicht und aktiviert werden können. 
Dadurch wird verhindert, dass immer nur die gleichen Personen teilnehmen, wie es 
derzeit oftmals der Fall ist.  

 

 Die Frage des Ernstnehmens der Beteiligung hängt mit mehreren Punkten 
zusammen: Wie erfolgt die Rekrutierung der Teilnehmenden? Passiert das 
ausschließlich über eine Zufallsauswahl oder gibt es ein gemischtes Vorgehen, in 
dem zusätzlich auch andere Methoden der Teilnehmendenrekrutierung genutzt 
werden? Wie wird die Kompetenz der Mitglieder der Bürgerräte sichergestellt? 
Müssen die teilnehmenden Bürger:innen die notwendigen Kompetenzen bereits 
mitbringen oder gibt es vorbereitende Schulungen durch Expert:innen? Und wie wird 
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der Einfluss der Bürgerräte auf die Politik sichergestellt, auch über eine 
Legislaturperiode hinaus?  

 In dem Zusammenhang ist es wichtig, für jeden Bürgerrat zu klären, welcher 
Entscheidungsspielraum besteht, um gezielt die richtigen Fragen zu stellen und die 
dafür notwendigen Informationen zu vermitteln. An manchen Stellen können 
Fragestellungen jedoch aufgrund rechtlicher Vorgaben nicht sinnvoll den 
Bürger:innen gestellt werden. 

 

Bereitstellung von Ressourcen 

Die Moderation, die Einbindung externer Expertise und des PotsdamLabs sowie weitere 
organisatorische Notwendigkeit (Koordinationsstelle für einen Bürgerrat) sind recht kostspielig. 
Da kommen sehr schnell höhere Summen zusammen. Ein guter Bürgerrat braucht aber diese 
Ressourcen, damit er gut funktioniert.  

Die Erfahrung zeigt, dass ohne eine ausreichende Finanzierung von der Durchführung eines 
Bürgerrats abzuraten ist. 

 

Neue Beteiligungskultur 

Auch die Verwaltung müsste sich mit der Einführung eines Bürgerrats ändern: Es müsste 
Schnittstellen zu dem Bürger:innen eingerichtet werden, die den Umgang mit den Ergebnissen 
eines Bürgerrats transparent machen und die Umsetzung ermöglichen. Es sollte unbedingt 
vermieden werden, dass ein guter Bürgerratsprozess durchgeführt wird und die Verwaltung 
am Ende nicht weiß, wie sie mit den Ergebnisse umgehen soll.  

 

Grenzen der Beteiligung 

Es muss klar sein, dass Beteiligung und ihre Ergebnisse nicht gegen die Grundrechte anderer 
Menschen verstoßen dürfen. Das ist eine harte Grenze der Beteiligung. 

 

Aufwandsentschädigungen 

Aufwandsentschädigungen und die Betreuung von Kindern und Angehörigen ist eine wichtige 
Voraussetzung, dass viele Menschen überhaupt die Möglichkeit haben, an Beteiligung 
teilzunehmen. Das haben auch die Erfahrungen insbesondere im Schlaatz gezeigt, wo 
entsprechende Strukturen aufgebaut worden sind. 

 

Verbindlichkeit der Empfehlungen / Kombination von Bürgerräten mit Direkter 

Demokratie 

 

 Ein Bürgerrat kann Empfehlungen entwickeln, die jedoch unverbindlich sind. Die 
Empfehlungen gehen dann in die SVV, die auf Grundlage der Empfehlungen 
verbindliche Entscheidungen treffen kann 

 Dennoch ist es wichtig, dass die Ergebnisse eines Bürgerrats eine gewisse 
Verbindlichkeit haben, sodass sie von der SVV nicht so einfach ignoriert werden 
können.  

 Es ist unklar, ob man das ohne Weiteres miteinander verknüpfen kann, weil dabei 
gesetzliche Bestimmung beachtet werden müssen. Das kann die Verwaltung nicht 
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entscheiden, sondern nur die SVV. Es ist nicht klar, wie viel Macht einem Gremium, 
das zufällig zusammengesetzt ist, übertragen werden kann. 
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Bericht im Ausschuss PTD 
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Prozessmonitor 
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